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Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung

DFJP Département fédéral de justice et police
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Identité nationale

Der Bundesrat gab, wie vom Parlament im Vorjahr gefordert, gegen Jahresende den
Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke Schweiz und des Schweizer Wappens
in die Vernehmlassung. Beim Wappen definierte er den genauen Farbton des roten
Hintergrundes (Pantone 485). Zudem bestätigte er die weltweit einzigartige
quadratische Form der Fahne und legte die genauen Grössenverhältnisse und die
Positionierung der weissen Balken fest. Vor allem von wirtschaftlicher Bedeutung ist die
Frage, unter welchen Bedingungen das Wappen und die Bezeichnung «Swiss Made» in
der Werbung und Etikettierung von Produkten verwendet werden dürfen. Neu soll dies
nur noch dann möglich sein, wenn mindestens 60 Prozent der Herstellungskosten einer
Ware im Inland angefallen sind. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.07.2007
HANS HIRTER

Die Vernehmlassung über den Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke
Schweiz und des Schweizer Wappens ergab einige Kritik. Einerseits wurde die
Bestimmung kontrovers beurteilt, dass bei Industrieprodukten ein Mindestanteil von 60
Prozent der Herstellungskosten in der Schweiz anfallen muss, wenn das Erzeugnis die
Bezeichnung «Swiss made» tragen soll. Andererseits kritisierten einige Firmen und
Interessenverbände, die bisher das Schweizer Wappen – Schild mit Schweizer Kreuz –
verwendet hatten, dass sie in Zukunft nur noch die Schweizer Fahne oder das
Schweizer Kreuz auf ihren Produkten oder in ihrem Logo einsetzen dürfen. Die
Bundesverwaltung konterte dies mit dem Hinweis, dass die Verwendung des Wappens
bereits heute auf der Grundlage des Wappenschutzgesetzes von 1931 an sich nicht
erlaubt sei und das neue Gesetz in dieser Beziehung deshalb keine Verschärfung
darstelle. Im Oktober beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage. Dabei ging er auf die Vernehmlassungsergebnisse ein, indem er
beschloss, dass Firmen und andere Institutionen, welche das Schweizer Wappen seit
Jahrzehnten auf ihren Produkten oder in ihrem Logo verwendet haben, dies auch
weiterhin tun dürfen. 2

DÉBAT PUBLIC
DATE: 16.10.2008
HANS HIRTER

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Die Vernehmlassung über den Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke
Schweiz und des Schweizer Wappens ergab einige Kritik. Umstritten war insbesondere
die Bestimmung, dass bei Industrieprodukten ein Mindestanteil von 60 Prozent der
Herstellungskosten in der Schweiz anfallen muss, wenn das Erzeugnis die Bezeichnung
«Swiss made» trägt. In der Schweiz angefallene Forschungs- und Entwicklungskosten
dürfen dabei mit eingerechnet werden. Namentlich für Vertreter der Uhrenindustrie,
die alle Rohstoffe aus dem Ausland importieren muss, lag diese Grenze zu hoch.
Konsumentenvertreter verlangten auf der anderen Seite, dass bei verarbeiteten
Lebensmitteln der Minimalanteil einheimischer Wertschöpfung auf mindestens 90
Prozent angesetzt werden muss. Damit soll verhindert werden, dass beispielsweise mit
asländischer Milch im Inland hergestellter Käse als Schweizer Käse verkauft werden darf.
Im Oktober beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage. Er versprach dabei, die eingegangenen Einwände gegen den 60
Prozent-Anteil der Wertschöpfung für den Lebensmittelbereich noch einmal zu
überprüfen. 3

DÉBAT PUBLIC
DATE: 16.10.2008
HANS HIRTER
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Im November publizierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Markenschutzgesetzes und zu einem neuen Bundesgesetz über den Schutz des
Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (so genannte Swissness-Vorlage).
Die Herkunftsbezeichnung Schweiz (und die damit oft in Zusammenhang gebrachten
Charakteristiken wie Qualität, Zuverlässigkeit etc.) erwirkt nach Ansicht des
Bundesrates für eine Vielzahl von Produkten einen Mehrwert im internationalen
Wettbewerb. Da die Marke Schweiz aber bisher kaum oder gar nicht definiert ist, wird
sie auch von Anbietern verwendet, deren Produkte wenig bis gar keinen Zusammenhang
mit der Schweiz haben. Dasselbe gilt auch für die Verwendung des schweizerischen
Wappens. Die angestrebte genaue Definition der Herkunft einer Ware oder
Dienstleistung ist allerdings in der heutigen globalisierten und hoch arbeitsteiligen
Wirtschaft alles andere als einfach. Der Bundesrat schlug vor, bei unverarbeiteten
Naturprodukten (Metalle, Lebensmittel) den Ort der Gewinnung (Erzmine, Ernteort) als
einziges Kriterium zuzulassen. Bei verarbeiteten Produkten wird hingegen von einem
Mindestanteil des Wertzuwachses ausgegangen. Für die verarbeiteten Naturprodukte
müssen mindestens 80 Prozent des Gewichts der Rohstoffe oder der Zutaten, aus
denen sich das Produkt zusammensetzt, aus dem Inland stammen. Bei industriellen
Erzeugnissen müssen mindestens 60 Prozent der Herstellungskosten des Produkts in
der Schweiz anfallen. Dabei dürfen die Forschungs- und Entwicklungskosten
berücksichtigt werden, nicht hingegen die Vermarktungs- und Servicekosten.
Ausnahmen von dieser Regelung sind aber in bestimmten Fällen zugelassen. So etwa bei
verarbeiteten Produkten, deren hauptsächliche Rohstoffe in der Schweiz nicht oder
nur in ungenügenden Mengen vorkommen (z.B. Kakao für die Schokoladeherstellung
oder Seide für Textilien). Erforderlich ist in diesen Fällen aber, dass das Produkt erst
durch die Verarbeitung seine besondere Eigenschaft erhält (z.B. Verarbeitung von Milch
zu Käse oder Metallteilen zu einer Uhr). Die geschützte Herkunftsangabe kann auch für
Dienstleistungen beansprucht werden. Ein Unternehmen muss dafür aber nicht nur
eine Postadresse, sondern ein Zentrum der tatsächlichen Verwaltung in der Schweiz
haben. Einige schweizerische Produzenten reagierten auf die Vorschläge negativ und
bezeichneten die postulierten Grenzwerte als zu anspruchsvoll. Für die
Konsumentenorganisationen gingen demgegenüber die Ausnahmeregelungen bei
Produkten, deren Hauptkomponenten in der Schweiz knapp sind, zu weit (als mögliches
negatives Beispiel wurde die Verwendung von brasilianischem Rindfleisch zur
Produktion von schweizerischem Bündner Trockenfleisch erwähnt).

Das neue Bundesgesetz über den Schutz des Schweizerwappens und anderer
öffentlicher Zeichen führt eine klar definierte Unterscheidung ein: Das Wappen
(Schweizerkreuz in einem Wappenschild) der Eidgenossenschaft darf grundsätzlich nur
noch von dieser selbst oder von ihren Einheiten verwendet werden. Den wenigen
Firmen, die das Schweizerwappen seit Jahrzehnten für Waren und Dienstleistungen aus
der Schweiz verwenden, kann das EJPD ein Weiterbenutzungsrecht erteilen. Die
Schweizerfahne und das Schweizerkreuz hingegen dürfen künftig von allen Herstellern
von Produkten und Anbietern von Dienstleistungen verwendet werden, welche die
Voraussetzungen zur Verwendung der Markenbezeichnung «Schweiz» erfüllen. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.11.2009
HANS HIRTER

Im Juni 2014 eröffnete der Bundesrat das Vernehmlassungsverfahren zu vier
Ausführungsverordnungen, die auf die Swissness-Gesetzesvorlage zurückgingen. Diese
hatte das Parlament zwölf Monate zuvor verabschiedet. Das Verordnungsrecht soll die
vom Parlament beschlossene Verbesserung des Schutzes der Bezeichnung "Schweiz"
und des Schweizerkreuzes mit präzisierenden Regeln weiter konkretisieren und zu
mehr Klarheit und Rechtssicherheit führen. So hält die angepasste
Markenschutzverordnung fest, wie die 60% Herstellungskosten berechnet werden, die
zur Bestimmung der geografischen Herkunft von Industrieprodukten massgeblich sind.
Der Entwurf für eine Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe "Schweiz"
für Lebensmittel legt die Einzelheiten zur Berechnung des Mindestanteils an
schweizerischen Rohstoffen bei Lebensmitteln fest. Der Entwurf für eine
Registerverordnung regelt die Eintragung und den Schutz von Herkunftsangaben für
nichtlandwirtschaftliche Produkte beim Eidgenössischen Institut für Geistiges Eigentum
(IGE) und der Revisionsentwurf zur Wappenschutzverordnung definiert, wie das
elektronische Verzeichnis der geschützten öffentlichen Zeichen von Bund, Kantonen
und Gemeinden zu führen ist. Die Inkraftsetzung des Swissness-Gesamtpakets ist auf
den 1. Januar 2017 vorgesehen. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH
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Le Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR) a
délivré son ordonnance sur les matières premières exclues du calcul de la part
minimale requise « Swissness ». Alors que 81 demandes de dérogation ont été
déposées, seules 58 dérogations ont été retenues. Elles concernent 42 produits
naturels, temporairement non disponibles en Suisse, et 16 autres produits non
disponibles en Suisse. Ces dérogations sont temporaires. Un réexamen régulier est
prévu. L’ordonnance entrera en vigueur le 1er janvier 2017. 6

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 21.11.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

1) NZZ, 30.7.07; 24h, 17.10.07; BaZ und LT, 29.11.07.
2) NLZ, 1.4.08; NZZ, 16.10.08.
3) NLZ, 1.4.08; NZZ, 16.10.08.
4) BBI, 2009, S. 8533 ff.; NLZ, 8.8.09; BaZ 19.11.09; BüZ 19.11.09.
5) Medienmitteilung Bundesrat vom 20.6.2014.pdf
6) Communiqué de presse
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